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Ausbau der fernmeldetechnischen Infrastruktur (III) 
(Gesellschaftliche Auswirkungen) 


Der Bundesminister für das Post - und Fernmeldewesen - 010 - 
1 B 1114 - 9/1 - hat mit Schreiben vom 4. März 1986 die Große 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Gesellschaftliche Auswirkungen 

1.1 Daten- bzw. Persönlichkeitsschutz und Fernmeldegeheimnis 

1.1.1 Welche Verkehrs- bzw. Verbindungsdaten und Gebühren- 
daten wurden bei den digitalen Präsentationsvermittlungs- 
stellen gespeichert, und wie lange wurden sie gespeichert? 

Verkehrsdaten werden nur für statistische Zwecke zur verkehrs- 
gerechten Dimensionierung des Fernsprechnetzes innerhalb 
eines einwöchigen Erfassungszeitraums durchschnittlich einmal 
jährlich erfaßt, gespeichert und ausgewertet. Jegliche Auswer- 
tung erfolgt anonym. Es werden keine persönlichkeitsbezogenen 
Daten benötigt. 

Wegen der verbindungsbezogenen Daten siehe die Antwort unter 
1.1.5. 

Die je Teilnehmer in der Vermittlungsstelle aufgelisteten Gebüh- 
reneinheiten werden mehrmals tägüch auf Magnetbänder bzw. 
Magnetplatten abgespeichert. Diese Speicherung erfolgt für drei 
Monate. 


1.1.2 In digitalen Vermittlungsstellen werden bei jedem Telefon- 
gespräch die Verbindungsdaten auf jeden Fall zunächst 
gespeichert. Der Werbung der DBP mit der Femsprechgebüh- 
renrechnung mit Einzelnachweis ist zu entnehmen, daß diese 
Verbindungsdaten länger gespeichert und automatisch sor- 
tiert werden sollen. 
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Welche konkreten Regelungen gibt es dafür, ob die Zustim- 
mung der Teilnehmer und der Inhaber der angewählten 
Anschlüsse für eine derartige Verarbeitung der Femsprech- 
daten eingeholt werden soll, bzw. welche diesbezüglichen 
Regelungen sind geplant? 

In digitalen Vermittlungsstellen werden bei jedem Telefon- 
gespräch die Verbindungsdaten für den Aufbau einer Verbindung 
benötigt. Die Daten werden mit der Auslösung der Verbindung 
durch den Teilnehmer gelöscht. 

Die Deutsche Bundespost wurde vom Deutschen Bundestag auf- 
gefordert, mit Einführung des elektronischen Wahlsystems dem 
Kunden auf Antrag die Möglichkeit einzuräumen, einen Einzel- 
gebührennachweis zu erhalten. 

Um dieser Aufforderung nachzukommen, ist es erforderlich, daß 
für den Kunden, der einen Einzelgebührennachweis beantragt 
hat, die Verbindungsdaten für einen angemessenen Zeitraum 
gespeichert und automatisch sortiert werden. 

Der Einzelgebührennachweis wird z. Z. noch nicht angeboten. Es 
ist beabsichtigt, die Erstellung des Einzelgebührennachweises 
von einem Antrag des Teilnehmers abhängig zu machen. 

Die Zustimmung der Inhaber der angewählten Anschlüsse einzu- 
holen ist schon wegen der praktisch unbegrenzten Zahl der 
anwählbaren Anschlüsse unmöglich. Auf die Antwort zu 1.1.6 
wird verwiesen. 


1.1.3 Sieht die DBP in solchen Fällen eine Benachrichtigungspflicht 
gegenüber den jeweüs angerufenen Teilnehmern, deren 
Nummer als Zielnummer gespeichert wird, und wenn nein, 
warum nicht? 


Eine Pflicht zur Benachrichtigung ergibt sich weder aus dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) noch aus femmeldebenut- 
zungsrechtlichen Regelungen. Im übrigen muß mit der Einfüh- 
rung des Einzelgebührennachweises als zusätzlicher Dienstlei- 
stung jeder Teilnehmer damit rechnen, daß sein Gesprächspart- 
ner von der Möglichkeit des Einzelgebührennachweises 
Gebrauch macht. 

Auf die Antwort zu 1.1.6. wird verwiesen. 


1.1.4 Wie soll dem Auskunftsrecht der angerufenen Teilnehmer 
entsprochen werden, deren Telefonnummer ja ein personen- 
bezogenes Datum ist, und wie groß wird der Aufwand sein, 
um feststellen zu können, in welchen Vermittlungsstellen die 
Nummer eines Auskunftsuchenden als Zielnummer in ent- 
sprechenden Dateien gespeichert ist? 


Nach § 13 des Bundesdatenschutzgesetzes kann der Auskunfts- 
anspruch nur gegenüber der jeweüs speichernden SteUe geltend 
gemacht werden. Eine verbindliche Antwort darauf, ob es zu 
wirtschaftlich vertretbaren Bedingungen technisch möglich ist, 
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den Inhaber eines angewählten Telefonanschlusses auf Antrag 
über die Tatsache der kurzfristigen Speicherung zur Erstellung 
des Einzelgebührennachweises zu informieren, läßt sich daher 
erst dann geben, wenn abschließend geklärt ist, wie der Einzel- 
gebührennachweis technisch- organisatorisch verwirklicht wer- 
den kann. 


1.1.5 Gibt es in den Programmen der Vermittlungsrechner von 
Siemens und SEL Prozeduren für das Löschen der Verbin- 
dungsdaten, bzw. sind solche Prozeduren geplant? 

Wann werden die Daten der Teilnehmer gelöscht, die keine 
Rechnung mit Einzelgebührennachweis wünschen, oder soll 
die Zustimmung zur Speicherung der Daten Voraussetzung 
für den Erhalt eines Telefonanschlusses sein? 


Verbindungsbezogene Daten werden gelöscht beim Auslösen 
einer Verbindung durch den Teünehmer. 


1.1.6 Soll nach Auffassung der Bundesregierung die Lockerung des 
Femmeldegeheimnisses nach Artikel 10 GG auch für die 
gespeicherten Verbindungsdaten gelten, oder handelt es sich 
um eine neue Situation, die ausdrückliche Zusatzregelungen 
erfordert, und wie begründet die Bundesregierung ihre Auf- 
fassung? 


Die durch Artikel 10 GG begründete Verpflichtung der staatlichen 
Gewalt, das Femmeldegeheimnis zu wahren, gilt auch für die 
gespeicherten Verbindungsdaten. Solche betriebsbedingten 
Umstände des Femmeldeverkehrs bedeuten keine Lockerung des 
Femmeldegeheimnisses. 


1.1.7 Trifft es zu, daß auf absehbare Zeit die Leiter der Fernmelde- 
ämter nicht in der Lage sein werden, die Software der Ver- 
mittlungsrechner zu verstehen und selbst zu prüfen, ob unzu- 
lässige Manipulationen vorgenommen wurden? 

Wie kann ausgeschlossen werden, daß Beschäftigte der Her- 
stellerfirmen im Zuge von Wartungsarbeiten solche Mani- 
pulationen an der Software vornehmen? 

Wie steht die Bundesregierung zu dem Vorwurf, daß mit der 
Einführung softwaregesteuerter Vermitthingstechnik die 
Sicherung des Femmeldegeheimnisses in die Hände von 
Angestellten privater Unternehmen gelegt wird? 


Es ist nicht Aufgabe des Leiters eines Femmeldeamts, die Soft- 
ware der Vermittlungsstellen in allen Einzelheiten zu kennen, alle 
technischen Einrichtungen seines Amtsbezirks im Detail zu ver- 
stehen und auf unzulässige Manipulationen hin persönlich zu 
prüfen. Seine Aufgabe ist die Aufsicht über die ihm für das 
Betreiben der technischen Einrichtungen zugeordneten hochspe- 
zialisierten Kräfte, die in der Lage sind, unzulässige Manipulatio- 
nen zu erkennen und zu verhindern. 

Manipulationen an der Software der Vermittlungsstellen durch 
Kräfte der Herstellerfirmen anläßlich von Wartungsarbeiten sind 
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dadurch ausgeschlossen, daß derartige Arbeiten nur von Kräften 
der Deutschen Bundespost ausgeführt werden. Die digitalen Ver- 
mittlungsstellen werden ausschließlich von der Deutschen Bun- 
despost betrieben. Softwareergänzungen bzw. -änderungen 
anläßlich von Erweiterungen der Vermittlungsstellen werden aus- 
schließlich von Kräften der DBP eingegeben. 

Schon jetzt sind beim Auf- und Ausbau der Fernmeldeeinrichtun- 
gen private Unternehmen an einzelnen Arbeiten beteiligt. Diese 
Unternehmen und ihr Personal werden auf die Wahrung des 
Femmeldegeheimnisses besonders vertraglich verpflichtet. 
Zudem machen sich Personen, die keine Postbediensteten sind, 
jedoch mit postdienstlichen Verrichtungen oder mit der Herstel- 
lung von Einrichtungen der Post oder mit Arbeiten daran betraut 
sind, wenn sie das Femmeldegeheimnis verletzen, nach § 354 
StGB strafbar. 


1.1.8 Welche Überlegungen zu Erweiterungen des Datenschutzes 
und zur Präzisierung des Femmeldegeheimnisses aufgrund 
dieser technischen Möglichkeiten gibt es? 


Einer Präzisierung der Verpflichtung zur Wahrung des 
Femmeldegeheimnisses bedarf es nicht. Erforderliche Regelun- 
gen des Datenschutzes werden in die Benutzungsverordnungen 
des Femmeldewesens aufgenommen. 


1.1.9 Welcher weiteren Kontrolle als der der technischen Anschluß- 
fähigkeit unterliegen die digitalen Nebenstellenanlagen pri- 
vater Hersteller? 


Digitale Nebenstellenanlagen privater Hersteller werden vom 
Zentralamt für Zulassungen im Femmeldewesen nach den von 
der Deutschen Bundespost erlassenen technischen Vorschriften 
für die Anschließung an öffentliche Femmeldenetze zugelassen. 
Lediglich an die von der Deutschen Bundespost als posteigene 
bzw. als teilnehmereigene Nebenstellenanlagen angebotenen 
Nebenstellenanlagen stellt die Deutsche Bundespost darüber hin- 
aus Anforderungen hinsichtlich Qualität und Gestaltung. 


1.1.10 Wie beurteilt die Bundesregierung z. B. die Ankündigung des 
„Nixdorf digitales Vermittlungssystem 8818", in der es u. a. 
heißt: „Ein Telefon der Zukunft also, das technischen Phan- 
tasien freien Lauf läßt. Für die Telefonierenden insofern inter- 
essant, als das ,DVS 8818' per Knopfdruck ausweisen kann, 
wer, wann, von wo aus, mit wem, wie lange gesprochen hat. 
In nicht allzu ferner Zukunft soll das System Stichworte, ja 
später ganze Gespräche, digital »erkennen* und speichern 
können." (Der Gewerkschafter 7/84)? 


Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, derartige Ankündi- 
gungen von Firmen zu beurteüen und zu bewerten. 
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1.1.11 In der Informatik werden Programme zur automatischen Spre- 

cher- und Spracherkennung durch den Vergleich digitalisier- 
ter Sprecher- bzw. Sprachprofile entwickelt. Hersteller priva- 
ter Nebenstellenanlagen sollen an der Integration solcher 
Programme in ihre Vermittlungsrechner arbeiten. 

a) Ist es zutreffend, daß die derzeit bei Siemens und SEL 
bestellten Computer für die digitale Vermittlung durch 
entsprechende Zusatzprogramme und Speicher zu solchen 
Zwecken ausgebaut werden können, und wenn nein, 
warum nicht, bzw. was wäre zusätzlich erforderlich? 

b) Wie würde sich die Situation ändern, wenn Telefon- 
gespräche nicht nur leitungs-, sondern paketvermittelt 
würden und dazu kurzfristig in der Vermittlungsstelle 
zwischengespeichert würden? 

c) Wie würde sich die Situation nochmals ändern, wenn 
Voice-Maü-Dienste (Telebox) angeboten werden und 
dazu eine längerfristige Speicherung und ein automati- 
sches Sortieren erfolgen? 


Zu a) 

Es trifft nicht zu, daß die Steuerungen digitaler Vermittlungsstel- 
len, die an die Deutsche Bundespost geliefert werden, für Zwecke 
der Sprecher- oder Spracherkennung ausgebaut werden können. 
Derartige Leistungsmerkmale sind nicht vorgesehen. Der Bundes- 
regierung ist nicht bekannt, ob überhaupt und wenn ja, mit 
welchem Aufwand derartige Leistungsmerkmale nachgebaut 
werden können. Die Bundesregierung hat nicht die Absicht, der- 
artiges zu fordern. 

Zu b) 

Paketvermittlungstechnik ist ein Verfahren zur besseren Ausnut- 
zung von Vermittlungs- und Übertragtmgseinrichtimgen. Es gel- 
ten auch hier die Aussagen zu a). Telefongespräche würden auch 
bei einer paketvermittelten Technik nicht zwischengespeichert. 


Zu c) 

Die technischen Einrichtungen für Voice-Maü-Dienst, oder noch 
allgemeiner Maü-Box-Dienst, sind nicht systemintegriert, sondern 
von Vermittlungsstellen abgesetzte, imabhängige technische Ein- 
heiten. Für sie gelten ebenfalls die Aussagen zu a). 


1.1.12 Welche Überlegungen zur Präzisierung des Femmelde- 
geheimnisses für diese Daten gibt es? 


Einer Präzisierung der Verpflichtung zur Wahrung des Fem- 
meldegeheimnisses, wie sie gesetzlich niedergelegt und durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung näher bestimmt ist, bedarf es 
nach den derzeitigen Erkenntnissen nicht. 


1.1.13 Wie verändert sich technisch die Speicherung von Verbin- 
dungsdaten beim ISDN gegenüber der bloßen Digitalisie- 
rung? Für die Daten- und Textübertragung müssen doch 
notwendigerweise Protokolldaten gespeichert werden. Wer- 
den diese für das Femsprechen ebenfalls gespeichert? 
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Die Daten der Telefon Verbindungen von ISDN-Teilnehmem wer- 
den femsprechvermittlungstechnisch nicht anders behandelt, als 
die Verbindungsdaten analoger Teilnehmeranschlüsse. Auf die 
Antwort zu Frage 1.1.5 wird hingewiesen. 

Zusätzlich wird die Diensterkennung „Femsprechen" erfaßt. 


1.1.14 Werden Vermittlungstechniken erforscht, die nicht speicher- 
programmiert sind und von daher keine Möglichkeit zur Pro- 
grammerweiterung und zum Ab- und Zwischenspeichern von 
Sprache bieten? 


Der Ausdruck „speicherprogrammiert" bezieht sich ausschließ- 
lich auf die vermittlungstechnischen Steuerbefehle für den Auf- 
und Abbau von Verbindungen. Sprache wird weder ab- noch 
zwischengespeichert. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß einer der weltweiten 
Anbieter von Vermittlungssystemen an einem modernen nicht- 
speicherprogrammierten System arbeitet. 


1.1.15 Wie soll der Schutz eines Anrufers, der seinen Standort 
gegenüber dem Angerufenen nicht preisgeben will, bei den 
Zusatzdiensten „Anklopfen“ und „Identifizieren" sicher- 
gestellt werden? 


Die jetzt zum Einsatz kommenden digitalen Vermittlungssysteme 
enthalten nicht das Dienstmerkmal „Anklopfen". Unter welchen 
Konditionen dieses Dienstmerkmal zu einem späteren Zeitpunkt 
eingebracht wird, ist noch nicht entschieden. 

Das Dienstmerkmal „Identifizieren" in den digitalen Vermitt- 
lungsstellen ist die technische Realisierung des Dienstmerkmals 
„Fangen" der elektromechanischen Systeme. Es wird nicht der 
Standort, sondern lediglich die Rufnummer der Anschlußleitung 
festgestellt, von der der identifizierte Anruf ausgeht. 


1.1.16 Welche Vorkehrungen trifft die DBP, damit bei Zusatzdien- 
sten wie „Umlenken" und „Konferenzschaltung" das Fem- 
meldegeheimnis gesichert bleibt und seine Einhaltung kon- 
trolliert werden kann? 

Technisch gesehen reichen ja einige Programmbefehle, um 
ein Mithören von einem anderen Anschluß aus zu ermög- 
lichen. 

Welche technischen Sicherungen sind vorgesehen, damit 
rechtlich unzulässige Manipulationen durch einen neuen Typ 
von „Hackern" ausgeschlossen sind, sind diese bereits 
erprobt worden und mit welchem Ergebnis? 


Die jetzt zum Einsatz kommenden digitalen Vermittlungssysteme 
enthalten nicht die Dienstmerkmale „Umlenken" und „Konfe- 
renzschaltung". Beide Dienstmerkmale werden voraussichtlich 
mit ISDN eingebracht. Die genauen Konditionen werden noch 
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festgelegt. Für den Fall der „ Selbsteingabe " der für das „Umlen- 
ken" bzw. für die „Konferenzschaltung" in der Vermittlungsstelle 
benötigten Daten durch den Inanspruchnehmer wird durch geeig- 
nete Maßnahmen der Schutz des Femmeldegeheimnisses sicher- 
gestellt. Ausgeschlossen ist dabei, daß der Inanspruchnehmer der 
beiden Dienstmerkmale durch unerlaubte Manipulationen Zugriff 
auf die Bereiche anderer Teilnehmer bekommen kann. 

Die Software der Vermittlungsstellen wird prinzipiell über einen 
Bedienungseingang mittels Betriebsterminals und unter Zuhilf e- 
nahme von Magnetband- oder Magnetplattengeräten einge- 
bracht. Diese Terminals befinden sich in den Betriebsräumen der 
für das Betreiben zuständigen Kräfte. Der Bedienungseingang ist 
für Teilnehmer und damit auch für „ Hacker" nicht erreichbar. 
Eine Veränderung der Software durch Unbefugte ist ausgeschlos- 
sen. Dieses Verfahren wird weltweit bei allen modernen Vermitt- 
lungssystemen angewendet. 


1.1.17 Welche Untersuchungen zur Nutzung von sogenannten 
„Chipkarten" bei Telekommunikationsdiensten sind der Bun- 
desregierung bekannt, und welches sind nach Auffassung der 
Bundesregierung die wichtigsten Ergebnisse dieser Unter- 
suchungen? 

Welche Nutzungsformen von „Chipkarten" plant die DBP bei 
welchen Diensten, und wie ist der Stand der Entwicklung 
bzw. Einführung solcher Karten im Aufgabenbereich der 
DBP? 

Zwei Beratungsfirmen haben 1983 im Auftrag der Deutschen 
Bundespost die Einsatzmöglichkeiten von Chipkarten bei der 
Deutschen Bundespost untersucht und Studien erstellt. Als wich- 
tigste Ergebnisse beider Studien sind zu nennen: 

— Die Komponenten für ein Chipkarten-System, wie Karte, Lese- 
gerät, Terminal und zentrale Datenverarbeitungsanlage sind 
verfügbar. 

— Die Preise für die einzelnen Komponenten werden in den 
nächsten Jahren bei Massenproduktion stark fallen. 

— Die Chipkarte bietet gegenüber der heute üblichen Magnet- 
streifenkarte bedeutende Vorteüe, da sie u. a.' eine höhere 
Systemsicherheit und eine größere Speicherkapazität bietet 
und außerdem aufwärtskompatibel ist, d. h. Chipkarten- 
Systeme können im Laufe der technischen Weiterentwicklung 
ständig verbessert werden, indem nur die Chipkarten aus- 
getauscht werden, nicht aber die Kartenleser und Terminals. 

— Die Chipkarte bietet die Möglichkeit, als „Multiservice-Karte 
für die DBP" eingesetzt zu werden, d. h. der Kunde braucht 
nur eine Karte, um mehrere Dienstleistungen der Deutschen 
Bundespost in Anspruch nehmen zu können. 

Die Deutsche Bundespost testet seit 1984 die Chipkarte bei öffent- 
lichen Telefonen im Rahmen eines Betriebsversuchs in Bonn und 
im Raum Aachen. Der Kunde kann in dem Versuchsgebiet bei 
Postämtern Telefonkarten zu 40 bzw. 80 Gebühreneinheiten kau- 
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fen f mit denen die Gesprächsgebühren bezahlt werden. In diesem 
Versuch werden also Münzen durch Telefonkarten ersetzt. 

Für 1986 wird in Zusammenarbeit mit dem deutschen Kredit- 
gewerbe ein technischer Test vorbereitet, bei dem die Chipkarte 
bei Btx und bei homebanking über Btx eingesetzt wird. Dieser 
Test wird ohne Beteiligung von Kunden durchgeführt. Er dient 
allein dazu, das Zusammenspiel der einzelnen Komponenten, wie 
Chipkarte, Kartenleser, Terminal, Btx- Vermittlungsstelle und 
externer Rechner eines Kreditinstituts zu erproben. 


1.1.18 Welche Formen des Einsatzes maschinenlesbarer Identitäts- 
karten sind im Zusammenhang mit der Nutzung von infor- 
mations- und kommunikationstechnischen Endgeräten an 
öffentlichen Netzen geplant, bzw. welche Einsatzmöglichkei- 
ten können mit Sicherheit ausgeschlossen werden? 

Hält die Bundesregierung die Verwendung eines maschinen- 
lesbaren Bundespersonalausweises grundsätzlich für geeig- 
net für die Verwendung als automatisch lesbare Identifika- 
tionskarte an informations- und kommunikationstechnischen 
Terminals? 

Hält sie eine solche Verwendung für wünschenswert, bzw. 
plant sie derartiges? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Tendenz, daß die Euro- 
cheque-Karten in den Status einer alkound-Identifikations- 
karte an informations- und kommunikationstechnischen Ter- 
minals hinein wachsen (POS)? 

Wie beurteüt die Bundesregierung denkbare Planungen von 
Unternehmen, einen maschinenlesbaren (Personal-)Ausweis 
zur Identifikation von Personen mittels Ausweislesegeräten in 
den Unternehmen zu verwenden? 


Zu Absatz 1 bis 3 

Das Personalausweisgesetz in der Fassung vom 15. März 1983 
(BGBl. I S. 289) und der Entwurf eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über Personalausweise (Drucksache 
10/2177), der derzeit dem Deutschen Bundestag zur Beratung 
vorliegt, enthalten das grundsätzliche Verbot, den neuen Ausweis 
im öffentlichen Bereich zur automatischen Erschließung von 
Dateien zu benutzen. Lediglich die Polizei- und Zollbehörden 
können in genau umschriebenen Fällen zum Zwecke der Grenz- 
kontrolle, Fahndung nach Straftätern oder Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit mit dem neuen Ausweis im polizeili- 
chen Fahndungsbestand abfragen. Nur in seltenen Ausnahmefäl- 
len und zeitlich befristet läßt der genannte Gesetzänderungsent- 
wurf mit dem neuen Ausweis die automatische Einrichtung von 
Dateien zu. 

Im nichtöffentlichen Bereich wird künftig jede Verwendung des 
neuen Ausweises und seiner Seriennummer sowohl zur automati- 
schen Erschließung als auch zur automatischen Einrichtung von 
Dateien untersagt. 

Der Entwurf eines Paßgesetzes (Drucksache 10/3303), der derzeit 
dem Deutschen Bundestag zur Beratung vorliegt und mit dem ein 
neuer fälschungssicherer und maschinenlesbarer Reisepaß (sog. 
Europapaß) eingeführt werden soll, sieht entsprechende Regelun- 
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gen vor, da im Hinblick auf die Parallelität der Materie im Perso- 
nalausweisgesetz und im Paßgesetz gleichlautende Regelungen 
geboten sind. 

Zu Absatz 4 

Die eurocheque-Karte wird von Banken, Sparkassen und dem 
Postgirodienst ausgegeben. Sie erfüllt zwei Funktionen 

— als Scheckgarantiekarte in Verbindung mit einem eurocheque 
und, falls mit einem Magnetstreifen versehen, 

— als Identifikations- und Bedienungsmedium für ec-Geldauto- 
maten und Point-of Sale-Terminals (POS). 

Die POS- Anwendung wird in zwei Versuchen in Berlin und Mün- 
chen erprobt. Diese Versuche werden von der Gesellschaft für 
Zahlungssysteme (GZS) in Frankfurt betreut. Der Postgirodienst 
ist aktiv beteiligt. 

Es ist zu erwarten, daß in wenigen Jahren die ec-Karte neben dem 
Magnetstreifen auch mit einem Chip ausgerüstet sein wird. Die 
Deutsche Bundespost und das Kreditgewerbe haben 1984 eine 
Rahmenvereinbarung zur Zusammenarbeit bei der Festlegung 
anwendungsspezifischer Anforderungen an Chipkarten-Systeme 
abgeschlossen. Gemäß dieser Vereinbarung soll der Einsatz von 
Chipkarten zunächst für folgende Dienste und Systeme möglich 
sein: 

— Zugangsmedium zum POS-Zahlungssystem und anderen 
Dienstleistungen der deutschen Geldinstitute, wie ec-Geld- 
automaten, 

— Zahlungsmedium für Kleinbeträge in Form der Geldbörsen- 
funktion, z. B. an öffentlichen Telefonen, 

— Zugangsmedium zum Btx-Dienst und für den Anwendungs- 
bereich „home-Banking über Btx". 


1.1.19 In dem als letzte Ausbaustufe geplanten Universalnetz auf 
Glasfaserbasis sollen auch Verteildienste (Hörfunk und Fern- 
sehen) integriert werden. Dabei handelt es sich jedoch um 
einen Vermittlungsvorgang zwischen Ortsvermittlungsstelle 
und Teilnehmer. Dies bedeutet, daß im Vermittlungsrechner 
gespeichert wird, wer wann welches Programm gesehen hat. 
Im Zusammenhang mit Pay-TV werden Anbieter - wie heute 
bei Bildschirmtext - eine solche Speicherung zu Gebühren- 
abrechnungszwecken auch fordern. 

a) Welche Verbindungsdaten über den Femsehkonsum wer- 
den in den derzeitigen BIGFON-Versuchen gespeichert, 
gibt es Regelungen zum Datenschutz innerhalb dieser 
Versuche? 

b) Gibt es Vorstellungen über den Datenschutz bei generel- 
ler Einführung des IBFN, und wenn ja, welche? 

c) Wie kann vermieden werden, daß der bei Büdschirmtext 
bestehende Kompetenzstreit zwischen den für Rundfunk 
zuständigen Ländern und der DBP die Umsetzung der 
Landesrundfunkgesetze behindert? 

d) Gibt es Überlegungen zur Präzisierung des Femmelde- 
geheimnisses für diese Daten? 
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Zu a) 

Bei den BIGFON-Systemversuchen werden keine Daten über den 
Femsehkonsum gespeichert. Die Datenschutzregelungen bei den 
BIGFON-Versuchen entsprechen im übrigen voll den bei der 
Deutschen Bundespost üblichen Regelungen. 

Zub) 

Konkrete Vorstellungen zum Datenschutz bei Einführung von 
IBFN bestehen deshalb noch nicht, weü die technische Konzep- 
tion noch nicht endgültig festgelegt ist. Unabhängig davon wird 
auch der Datenschutz bei IBFN den Anforderungen des Bundes- 
datenschutzgesetzes entsprechen. Soweit diese Regelungen nicht 
ausreichen sollten, werden bereichsspezifische Regelungen 
erlassen. 

Zu c) 

Es ist festzuhalten, daß bei Büdschirmtext der früher bestehende 
Kompetenzstreit zwischen den Ländern und der Deutschen Bun- 
despost als Systembetreiberin Anfang 1983 durch eine schriftliche 
Erklärung der Bundesregierung praktisch beigelegt worden ist. 

Da die Deutsche Bundespost aus kompetenzrechtlichen Gründen 
die Landesrundfunkgesetze nicht „umsetzt", behindert sie diese 
Gesetze unter keinem Gesichtspunkt. 

Zu d) 

Auf die Antwort zu 1.1.12 wird hingewiesen. 


1.1.20 In der Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
GRÜNEN zu „Verkabelung und Neue Medien" (Drucksache 
10/1726) vom 6. Juli 1984 schreibt die Bundesregierung: 

„Aus der Sicht der DBP werden sich beim Kabelfemsehen mit 
Rückkanal gegenüber Büdschirmtext grundsätzlich keine 
neuen Datenschutz- und Datensicherungsprobleme ergeben, 
denn es werden Btx- vergleichbare Regelungen angestrebt." 
(Antwort auf Frage 14) 

Gibt es bereits solche Datenschutzregelungen, bzw. welche 
Regelungen werden hier im einzelnen angestrebt, und in 
welcher Form sollen sie verrechtlicht werden? 


„Kabelfemsehen mit Rückkanal" wird von der DBP nicht als 
benutzungsrechtlich geregeltes Leistungsmerkmal angeboten, so 
daß auch entsprechende femmeldespezifische Datenschutzrege- 
lungen in der Fernmeldeordnung nicht vorhanden sind. Soweit 
der Rückkanal im Rahmen des Kabelpüotprojekts Dortmund zur 
Erfassung von Teilnehmerentgelten bei Pay-TV eingesetzt wird, 
werden die in § 13 des Kabelversuchsgesetzes von Nordrhein- 
Westfalen vom 20. Dezember 1983 enthaltenen Datenschutz- 
bestimmungen beachtet. 
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1 . 2 Medienpolitische Probleme 

1.2.1 Ist die in den BIGFON- Versuchen eingesetzte Vermittlungs- 
technik in der Lage, Pay-per-View (individuellen Einzelabruf 
von Fernsehsendungen bzw. Videofilmen) zu ermöglichen? 


Die in den BIGFON-Projekten eingesetzte Vermittlungstechnik ist 
nur in der Lage, bis zu maximal 12 TV-Programme und 24 Stereo- 
Hörfunkprogramme an die Teilnehmer zu verteilen. Individueller 
Einzelabruf von Programmen oder Filmen ist weder derzeit mög- 
lich noch zukünftig vorgesehen. 


1.2.2 Wäre es auch möglich, daß gewerbliche Teilnehmer Video- 
filme individuell zu Werbe- oder Schulungszwecken an einen 
oder mehrere andere Teilnehmer gleichzeitig übermitteln, 
und könnten auch private Teilnehmer sich gegenseitig eigene 
Videofilme überspielen, falls ja, wären dabei Rundfunksen- 
dungen wie bei Teletex oder geschlossene Benutzergruppen 
wie bei Btx technisch realisierbar, und ist dies vorgesehen? 


In den BIGFON-Projekten ist es nicht möglich, Videofilme an 
mehrere Teilnehmer gleichzeitig zu übermitteln. Es ist lediglich 
möglich, daß ein Büdfemsprechteünehmer einem anderen Teil- 
nehmer im Rahmen eines Fernsehtelefonats eine Videoaufzeich- 
nung von seinem Videorecorder aus übermittelt. Rundsendungen 
wie bei Teletex oder geschlossene Benutzergruppen sowie bei Btx 
sind weder vorgesehen noch technisch realisierbar. 


1.2.3 Teüt die DBP die Auffassung von Professor Scheuch, daß 
solche Möglichkeiten das Ende der Massenkommunikation 
bedeuten würden oder daß zumindest die Grenzen zwischen 
Individual- und Massenkommunikation unschärfer würden? 


Unabhängig davon, ob in Zukunft möglicherweise durch die 
Zusammenführung verschiedener Kommunikationsnetze die 
Grenzlinie zwischen Individual- und Massenkommunikation 
imschärfer verläuft, bleibt der politische und rechtliche Hand- 
lungsspielraum für den Bund und die Länder unberührt. 


1.2,4 Teilt die DBP die Auffassung, daß mit der Breitband- 
individualkommunikation neue Probleme bei der Bestim- 
mung des Rundfunkbegriffs entstehen, die in den derzeitigen 
neuen Landesrundfunkgesetzen nicht behandelt werden, und 
teilt die DBP konkret die Auffassung, daß die in diesen Geset- 
zen neu geschaffenen Bedingungen und Anforderungen für 
die Zulassung von privaten Rundfunkveranstaltem bei breit- 
bandigen Vermittlungsdiensten nicht greifen und daß diese 
Gesetze daher keine zukunftsweisende Medienordnung 
schaffen? 


Die Deutsche Bundespost geht davon aus, daß die neue Breit- 
bandindividualkommunikation nicht in den Kernbereich von 
Rundfunk, der ohnehin seit dem Rundfunkgebührenstaatsvertrag 
vom 5. November 1974 begriff mäßig feststeht, Vordringen wird. 
Deshalb gibt es aus Sicht der Deutschen Bundespost bei der 
Behandlung der breitbandigen Abrufdienste durch die Landes- 
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mediengesetze keine unüberwindlichen Schwierigkeiten. Soweit 
diese neue Textdienste regeln, enthalten sie bereits konkrete 
Lösungsansätze. 


1.2.5 Ist die DBP nach Auffassung der Bundesregierung berechtigt, 
solche Formen des Privatfemsehens technisch zu ermög- 
lichen, wie sollen in diesem Falle die für den Videokassetten- 
markt geforderten bzw. geltenden Jugendschutzbestimmun- 
gen überprüft werden? 


Aufgrund der ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben ist die Deut- 
sche Bundespost berechtigt, unter Beachtung von Bundes- und 
Landesrecht, das die neuen Formen des Privatfemsehens rechtlich 
regelt, alle neuen Formen des Privatfemsehens technisch zu reali- 
sieren. 

Soweit ergänzende Bestimmungen zum Jugendschutz erforder- 
lich werden, können diese nicht im Zusammenhang mit der tech- 
nischen Realisierung, sondern nur im Zusammenhang mit den die 
betreffenden Kommunikationsformen regelnden Medienordnun- 
gen geschaffen werden. 


1.3 Beschäftigungseffekte 

1.3.1 Wie hoch veranschlagt die DBP die Personaleinsparungen in 

den Vennittlungsstellen aufgrund des geringeren Wartungs- 
und Instandhaltungsaufwandes digitaler Vermittlungstech- 
nik, wie viele Stellen können bis 1990 und bis 1995 eingespart 
werden? 


Aufgrund der Beschaffungsmodalitäten (Beschaffung von Ver- 
mittlungseinrichtungen in konventioneller Technik bis 1990) wer- 
den sich personalwirtschaftliche Auswirkungen erst um das Jahr 
2000 ergeben, also zu einem Zeitpunkt, zu dem die Zahl der 
Erwerbspersonen aus demographischen Gründen stark zurück- 
gehen wird. 


1.3.2 Erwartet die DBP von der Digitalisierung Rationalisierungs- 
effekte bei den Anwendern, wenn ja, in welchen Bereichen 
und in welcher Höhe von 1990 bis 1995? 


Dazu ist keine Aussage möglich. 


1.3.3 Wurden Untersuchungen über die Auswirkungen des ISDN 
auf Arbeitsplätze, insbesondere auf die mögliche Auslage- 
rung von Arbeitsplätzen, angestellt, falls ja, welches sind die 
Ergebnisse? 


Untersuchungen wurden bisher nicht angestellt. 
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1.3.4 Wie beurteilt die Bundesregierung die von Prof. Zerdick, 
Berlin, auf einer Tagung der Postgewerkschaft geäußerte 
Vermutung, daß die Einführung der IuK-Technik so gut wie 
keine neuen Arbeitsplätze bringen werde? 


Die Vermutung von Prof. Zerdick kann sich die Bundesregierung 
nicht zu eigen machen. Durch die Einführung neuer Techniken 
unterliegen zwar einzelne Arbeitsplätze der Veränderung oder 
fallen unter Umständen auch ganz weg, insgesamt ist jedoch 
keineswegs mit der Freisetzung von Arbeitskräften durch den 
technischen Fortschritt zu rechnen, sondern mit der Förderung 
von gesamtwirtschaftlichem Wachstum und Beschäftigung. Zu 
diesem Fazit kommt z. B. eine umfangreiche Bestandsaufnahme, 
die im Auftrag des Bundesministers für Forschung und Techno- 
logie gemacht worden ist (Meta-Studie). Andere Untersuchungen 
haben ergeben, daß die Arbeitsplätze in Wirtschaftszweigen mit 
verstärktem Einsatz neuer Technologien und damit erhöhter 
Arbeitsproduktivität — das ist auch bei I- und K-Technik der Fall — 
am besten gesichert werden konnten. 

Bei den Auswirkungen des technischen Fortschritts auf den 
Arbeitsmarkt sind sowohl die unmittelbaren als auch die nüttel- 
baren Effekte zu berücksichtigen. Nach einer Untersuchung des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) im Jahr 1984 
führen beispielsweise zusätzliche Fernmeldeinvestitionen in 
Höhe von 1 Milliarde DM unmittelbar zu einer vermehrten 
Beschäftigung von 16000 bis 21000 Personen. Aus gesamtwirt- 
schaftlicher Sicht entscheidend ist, daß die Anwendung neuen 
technischen Wissens neue Produkte und Produktionsverfahren 
ermöglicht und die Voraussetzung für höhere Realeinkommen 
und größere Wettbewerbsfähigkeit ist. Dies güt in besonderem 
Maße auch für die I- und K-Technik mit ihrer erheblichen Breiten- 
wirkung. Ihr zunehmender Einsatz ermöglicht z. B. im Dienstlei- 
stungsbereich erhebüche Kostensenkungen und ist damit Grund- 
lage für die qualitative Verbesserung und die Ausweitung des 
Dienstleistungsangebots. Dies hat entgegen vielfach geäußerten 
Befürchtungen zur andauernden Beschäftigungsexpansion in den 
Dienstleistungsuntemehmen insgesamt beigetragen. 


1.3.5 Wie entkräftet die Bundesregierung die am häufigsten geäu- 
ßerten Einwände gegen das ISDN, die DBP erbringe damit 
Vorleistungen für Absatzchancen der Hersteller und für Ratio- 
nalisierungsgewinne der Anwender, vor allem bei der Büro- 
kommunikation, während das ökonomische Risiko enorm 
bleibe, weü nicht abzusehen ist, ob sich die privaten Haus- 
halte an das ISDN und später das IBFN (Integriertes Breitband 
Femmeldenetz) anschließen und die neuen Dienste gegen 
Gebühren nutzen sowie den Endgerätemarkt in Anspruch 
nehmen? 


Um der Nachfrage nach Telekommunikationsdienstleistungen 
zeitgerecht entsprechen zu können, sind die Investitionen für den 
Aufbau neuer Fernmeldenetze als erforderlicher Infrastruktur in 
zeitlichem Vorlauf zu tätigen. Diese in der Anfangsphase mit 
besonderem Risiko behafteten Investitionen werden von der 
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Deutschen Bundespost aus dem gesetzlichen Auftrag heraus ge- 
tätigt, ihre Anlagen technisch und betrieblich den Anforderungen 
des Verkehrs entsprechend weiter zu entwickeln und zu vervoll- 
kommnen. Die Deutsche Bundespost setzt deshalb neue Tech- 
niken zur bedarfsgerechten und ökonomischen Bereitstellung lei- 
stungsfähiger Femmeldeinfrastruktur ein. Dabei sieht sie deren 
Verwendung immer unter dem Aspekt einer wirtschaftlichen oder 
leistungsmäßigen Alternative zu Bestehendem. 


1.3.6 Wie hoch veranschlagt die DBP die längerfristigen Personal- 
einsparungen im Bereich der DBP aufgrund der Einführung 
des ISDN? 


Auf die Antwort zu 1.3.1 wird hingewiesen. 


1.3.7 Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung, parallel zur 
Einführung des ISDN Änderungen des Betriebsverfassungs- 
gesetzes vorzunehmen, z.B. die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer zu garantieren, falls der Betrieb sich an Datex-Ver- 
fahren anschließt, um zu verhindern, daß allein von seiten der 
Arbeitgeber eine neue Technik eingesetzt wird und damit 
auch sie allein die Folgen bestimmen? 

Zur Abwehr von Risiken, die sich aus der Einführung und Anwen- 
dung neuer Techniken ergeben können, sieht schon das geltende 
Betriebsverfassungsgesetz eine Reihe von Mitwirkungs- und Mit- 
bestimmungsrechten des Betriebsrats vor. Einige dieser Beteili- 
gungsrechte werden in der Praxis zum Teil als unzureichend 
kritisiert. Die Bundesregierung nimmt diese Kritik ernst. Sie hält 
es für geboten, daß der Schutz von Arbeitnehmerdaten gesetzlich 
geregelt wird. Dies und ihre Vorstellungen hierzu hat sie im 
einzelnen in den im Auftrag des Deutschen Bundestages (Druck- 
sachen 10/1719 und 10/2004) am 30. April 1985 dem Innenaus- 
schuß des Deutschen Bundestages übersandten Bericht dargelegt. 
Darüber hinaus wird im Zuge der parlamentarischen Beratungen 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Verstärkung der Minderheiten- 
rechte in den Betrieben und Verwaltungen (Drucksache 10/3384) 
zu entscheiden sein, ob die Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
bei Einführung und Anwendung neuer Techniken ausgebaut und 
entsprechende Vorschriften in diesen Gesetzentwurf eingefügt 
werden. Im übrigen ist die Meinungsbüdung innerhalb der 
Bundesregierung noch nicht abgeschlossen^ 


1.3.8 Hat die DBP bereits Untersuchungen über Beschäftigungs- 
effekte des IBFN in Auftrag gegeben, bzw. beabsichtigt sie, 
dies zu tun? 


Es liegen zahlreiche Untersuchungen über die Auswirkungen des 
technischen Fortschritts auf den Arbeitsmarkt vor. Sie wurden im 
Rahmen der Meta- Studie I des Bundesministers für Forschung 
und Technologie ausgewertet. Die Studien bestätigen insgesamt, 
daß von technischen Neuerungen keine negativen Beschäfti- 
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gungseffekte ausgehen. Diese Untersuchungen werden im Rah- 
men der Meta-Studie II des Bundesministers für Forschung und 
Technologie und der Strukturberichterstattung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft fortgesetzt. Diese Studien dürften auch die 
IuK-Technik und das IBFN im wesentlichen mit abdecken. 


1.3.9 Welche Konsequenzen würde die DBP ziehen, wenn durch 
den Ausbau eines Breitband-Universalnetzes erhebliche 
Arbeitsplatzeinsparungen abzusehen wären? 

1.3.10 Zieht die DBP eine Umverteilung der hierbei (z.B. durch 
Arbeitsplatzverluste) anfallenden sozialen Kosten z.B. auf die 
vom IBFN profitierenden Wirtschaftszweige in Betracht, falls 
nein, wer soll nach ihrer Auffassung diese Kosten tragen? 


Aus der Antwort zu Frage 1.3.4 ergibt sich, daß die Bundesregie- 
rung insgesamt nicht mit negativen Beschäftigungseffekten im 
Falle der Einführung eines IBFN rechnet. Um die Anpassung an 
veränderte Anforderungsprofile von Arbeitsplätzen zu erleich- 
tern, steht das hierfür geschaffene Instrumentarium der Bundes- 
anstalt für Arbeit zur beruflichen Fortbildung und Umschulung 
zur Verfügung. 


1.4 Gesundheitsschutz und soziale Regelungsmechanismen 

1.4.1 a) Die Deutsche Bundespost soll ihre Politik unter anderem 
auch an den sozialpolitischen Grundsätzen der Bundes- 
republik Deutschland ausrichten. Für Büdschirmgeräte 
haben die Berufsgenossenschaften Sicherheitsregeln 
erlassen, die Anforderungen an die Geräte enthalten. Die 
bisher von der Industrie vorgestellten Büdschirmtelefone 
entsprechen diesen Anforderungen nicht (z.B. Trennung 
von Bildschirm und Tastatur). 

Will die DBP die Sicherheitsregeln zur Bedingung bei der 
Zulassung von Endgeräten machen, wenn nein, warum 
nicht? 

b) Beabsichtigt die DBP, zusätzliche Sicherheitsregeln zu 
erarbeiten und zu beachten für die Verwendung von Bild- 
schirmgeräten bei Heimarbeit z.B. hinsichtlich der Ver- 
meidung von Gefährdungen von Kindern, wenn nein, 
warum nicht? 

Zu a) 

Die vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf- 
ten herausgegebenen Sicherheitsregeln für Bildschirm-Arbeits- 
plätze im Bürobereich beziehen sich nicht auf Multifunktionale 
Telefone. Diese Geräte sind keine Bildschirmgeräte für Bild- 
schirmarbeitsplätze, bei denen Arbeitsaufgabe und Arbeitszeit am 
Bildschirmgerät bestimmend für die gesamte Tätigkeit am 
Arbeitsplatz sind. Sie sind nur für zeitweise Benutzung bestimmt. 
Gleichwohl wird die Deutsche Bundespost allgemeingültige 
Erkenntnisse beachten, die zu einer Verminderung der Belastun- 
gen für die Benutzer von Multifunktionalen Telefonen führen. 

Zu b) 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit für eine Kontrolle, 
ob Multifunktionale Telefone nur für den privaten Gebrauch, nur 
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für Heimarbeit oder für beides verwendet werden. Eine besondere 
Gefährdung von Kindern durch Multifunktionale Telefone ver- 
mag die Bundesregierung nicht zu erkennen. 


1.4.2 Mit den ISDN werden die technischen Möglichkeiten für die 
Auslagerung von Arbeitsplätzen in die Wohnung verbessert. 
Je nach rechtlicher Ausgestaltung (Arbeitnehmerstatus, 
Heimarbeiterstatus, Freier Mitarbeiter oder Selbständiger) 
bedeutet dies unterschiedliche soziale Absicherung für die 
Betroffenen. Arbeitgeber erhalten die Möglichkeit, ihre 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung einzusparen. 

Hält es die DBP angesichts der Finanzierungsprobleme in der 
Sozialversicherung für sozialpolitisch sinnvoll, solche tech- 
nischen Möglichkeiten ohne Weiterentwicklung sozialpoliti- 
scher Regelungen zu schaffen, und sind die möglichen Hin- 
nahmeausfälle in der Sozialversicherung aufgrund elektroni- 
scher Femarbeit mit dem Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung erörtert worden? 


Die Möglichkeiten der Umwandlung eines Arbeitsplatzes in einen 
Heimarbeitsplatz oder in eine selbständige Tätigkeit birgt die 
Gefahr in sich, daß der gesetzüche Arbeitnehmerschutz nicht oder 
nicht mehr ausreichend zur Anwendung kommt. Die Bundesre- 
gierung nimmt diese Gefahren sehr ernst und wird daher die 
Entwicklung sorgfältig beobachten, um rechtzeitig das Erforder- 
liche tun zu können. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung hat im Dezember 1984 ein Forschungsvorhaben „Telearbeit 
und Arbeitsrecht" vergeben, das Mitte 1986 abgeschlossen sein 
soll. 


1.4.3 Die betriebliche Mitbestimmung gehört zu den tragenden 
Elementen der Sozialen Marktwirtschaft. Sie güt als zentraler 
Regelungsmechanismus für die Erzielung eines Interessen- 
ausgleichs über die Folge technischer Änderungen. Bei einer 
Zunahme der Daten- und Textübertragung einschließlich der 
elektronischen Selbstbedienung (z.B. Homebanking) ent- 
stehen Situationen, auf die das Betriebsverfassungsgesetz 
nicht ausgerichtet ist. So hängen die Rationalisierungsfolgen 
des Homebanking nicht nur von der Bank als Arbeitgeber, 
sondern auch vom Verhalten der Deutschen Bundespost (u. a. 
Gebühren) und der Kunden ab. Darauf kann im Rahmen der 
betrieblichen Mitbestimmung jedoch nicht eingewirkt 
werden. 

Hält die DBP eine Erweiterung von Mitbestimmungsregelun- 
gen zur Bewältigung der Probleme für erforderlich, die sie von 
der Technik her mit erzeugt, und hat sich der Bundesminister 
für das Post- und Femmeldewesen bisher für solche sozialen 
Innovationen eingesetzt, wenn nein, warum nicht? 


Soweit es hier um die Auswirkungen im betrieblichen Bereich 
geht, die als Rationalisierungsfolge der elektronischen Selbst- 
bedienung auftreten, gelten die für die sozialverträgliche Bewälti- 
gung von Rationalisierung vorgesehenen Regelungen des 
Betriebsverfassungsgesetzes sowie im Bereich der öffentlichen 
Verwaltung des Personalvertretungsgesetzes. 

Auf die Antwort zu Frage 1.3.7 wird hingewiesen. 
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1.4.4 Hält es die DBP mit ihrer Verpflichtung auf die sozialpoli- 
tischen Grundsätze der Bundesrepublik Deutschland (insbe- 
sondere Arbeitnehmerschutz) für vereinbar, wenn sie bei 
erschreckend hoher Arbeitslosigkeit und Lücken sozialer 
Regelungsmechanismen auch noch intensiv für das Home- 
banking und andere Formen der elektronischen Selbstbedie- 
nung wirbt, obwohl damit bisher bezahlte Arbeit in den 
Betrieben auf die Kunden abgewälzt wird, und soll die diesbe- 
zügliche Werbung für Btx später auch für das ISDN erfolgen? 


Btx ist kein Instrument, welches ursächlich für Rationalisierungs- 
maßnahmen, wie z. B. die Büroautomation, ist. 


1.4.5 Im Zusammenhang mit der Einführung des Bildschirmtext- 
Dienstes wurde zumindest noch versucht, mit der technischen 
Einführung auch ein Regelungswerk zur Bewältigung einiger 
damit neu auftretender Probleme zu schaffen (Staatsvertrag). 
Warum wird auf ein solches Vorgehen bei der Einführung des 
ISDN verzichtet? 


Da bei der Einführung des ISDN keine Länderkompetenzen 
berührt werden, bedarf es auch keines Staatsvertrages der 
Länder. 


1.4.6 Stimmt die DBP der Auffassung zu, daß aufgrund ihrer sozial- 
politischen Verpflichtung neue Femmeldedienste nur dann 
eingeführt werden dürfen, wenn gleichzeitig die Regelungs- 
mechanismen zur Bewältigung der damit erzeugten sozialen 
Risiken geschaffen werden und daß dazu diese Risiken in 
einer noch zu bestimmenden Art der Technologiefolgenab- 
schätzung soweit wie möglich antizipiert werden sollten, 
wenn nein, warum nicht? 


Nach § 2 Abs. 1 des Postverwaltungsgesetzes (PostVwG) ist der 
Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen dafür verant- 
wortlich, daß die Deutsche Bundespost nach den Grundsätzen der 
Politik der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere der Ver- 
kehrs-, Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik verwaltet wird. 
Dieser Verpflichtung wird er auch bei der Einführung neuer 
Femmeldedienstleistungen gerecht werden. 


1 . 5 Verbraucherschutz und Bürgerdialog 

1.5.1 Hat die DBP sich bei der Einführung neuer Telekommunika- 
- tionsdienste auch mit Fragen des Verbraucherschutzes aus- 
einandergesetzt, wenn ja, in welcher Form, wenn nein, 
warum nicht? 


Im Rahmen seiner Verpflichtung nach § 2 Abs. 1 PostVwG hat sich 
der Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen vor der 
Einführung neuer Femmeldedienste auch mit Fragen des Ver- 
braucherschutzes zu befassen. Die Interessen der Postkunden 
haben ein besonderes Gewicht. 
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1.5.2 Wie beurteilt die Bundesregierung folgende Bedenken des 
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten, mit denen er die 
Freiwilligkeit der Benutzung neuer Femmeldedienste in 
Frage stellt: 

„Die letzte Frage hat zugleich auch mit Verbraucherschutz zu 
tun. Sie betrifft die Freiheit des einzelnen, sich solchen Syste- 
men anzuschließen oder nicht. Formal wird jeder Bürger sich 
jederzeit frei entscheiden können, ob er sich einem solchen 
System anschließt. Faktisch kann aber - durch eine gewollte 
oder unbewußte Entwicklung - für den einzelnen ein Zwang 
entstehen, sich einem solchen System anzuschließen und 
damit die geschilderten Gefährdungen in Kauf zu nehmen, 
denen er sich nicht aussetzen möchte. Der Zwang kann darin 
bestehen, daß Alternativen nicht oder zu Bedingungen zur 
Verfügung stehen, die nicht akzeptabel sind. Diese uner- 
wünschte Situation kann nur dadurch vermieden werden, daß 
die hier in Rede stehenden Entwicklungen rechtzeitig und in 
möglichst großer Öffentlichkeit diskutiert werden. " 

(3. Tätigkeitsbericht, S. 18)? 

Femmeldedienste der DBP werden niemandem aufgezwungen. 
Auch wenn heute zunehmend viele Bürger wegen der Gemein- 
schaftsbezogenheit des einzelnen, seinem gesteigerten Bedürfnis 
nach Information und Kommunikation sowie der Attraktivität der 
Femmeldedienste und ihrer weiten Ausbreitung keine echte 
Alternative zur Nutzung von Femmeldediensten sehen, bleibt die 
Entscheidung zur Teilnahme an Femmeldediensten der Deut- 
schen Bundespost nach Form und Inhalt freiwillig. Hiervon unab- 
hängig ist zu beachten, daß Femmeldedienste der DBP für die 
Allgemeinheit bestimmt sind. Entsprechend werden die Lei- 
stungsbedingungen einschließlich des Datenschutzes für breite 
Schichten der Bevölkerung akzeptabel gestaltet. 


1.5.3 Hält die Bundesregierung es für mögüch, daß ein „indirekter 
Zwang" zum Anschluß an neue Femmeldedienste etwa dann 
entstehen kann, wenn Bürger/innen bestimmte Dienstleistun- 
gen in Anspruch nehmen möchten, die künftig beispielsweise 
nur noch über Btx abgewickelt werden (z.B. Banküberwei- 
sungen, bestimmte Auskunftserteilungen usw.), wenn nein, 
warum nicht, wenn ja, wie beabsichtigt die Bundesregierung, 
diesem Problem zu begegnen? 

1.5.4 Will die Bundesregierung den Bürgern, die den Weg der 
elektronischen Selbstbedienung bei Dienstleistungen nicht 
gehen können oder wollen, auch langfristig die Mögüchkeit 
zur persönlichen Inanspruchnahme privater und öffentlicher 
Dienstleistungen garantieren, wenn ja, wie, wenn nein, 
warum nicht? 

Ob sich technisch neue Serviceformen alternativ zu bisherigen 
Dienstleistungen im Einzelfall werden durchsetzen können, hängt 
allein vom Akzeptanzverhalten der Bürger ab. 


1.5.5 Die Bundesregierung verspricht, die sogenannten Neuen 
Informations- und Kommunikationstechniken würden zu 
einer Gesellschaft „mit menschlichem Gesicht" führen. 

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur (Wie- 
derherstellung von Gelegenheiten zur direkten zwischen- 
menschlichen Kommunikation? 


Keine, die direkte zwischenmenschliche Kommunikation kann 
und darf nicht Sache staatlicher Reglementierung sein. 
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1.5.6 Warum wurde bei den bereits begonnenen BIGFON-Projek- 
ten und den geplanten ISDN-Pilotprojekten darauf verzichtet, 
ähnlich wie im Falle von Bildschirmtext, eine wirtschafts- und 
sozialwissenschaftliche Folgeabschätzung vorzunehmen und 
die Entscheidung über die Einführung von einem Regelungs- 
werk zur Klärung offener Fragen und Bewältigung von Risi- 
ken abhängig zu machen? 


Beim ISDN-Pilotprojekt und bei BIGFON handelt es sich um eine 
Erprobung neuer Techniken unter Fortführung im wesentlichen 
schon bestehender Dienste oder mit bestenfalls eng begrenzten 
Diensteversuchen (Bildfernsprechen), während es sich bei Bild- 
schirmtext um einen völlig neu einzuführenden Dienst handelte. 

Auf die Antwort zu Frage 2.6 in Drucksache 10/3335 wird hin- 
gewiesen. 

1.5.7 Ist die Bundesregierung bereit, dieses Versäumnis nachzu- 
holen und weitere Investitionen und Investitionszusagen für 
neue Netze von dem Ausgang einer breiten öffentlichen Dis- 
kussion über die Folgeabschätzungen für diese Projekte 
abhängig zu machen, wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung sieht angesichts der technisch-wissen- 
schaftlichen Zielsetzung der BIGFON-Systemversuche und der 
ISDN-Pilotprojekte keine Möglichkeit zu den erwähnten Folge- 
abschätzungen. Sie hält solche Projekte auch prinzipiell für unge- 
eignet zur Klärung der vermuteten Probleme, da diese im wesent- 
lichen außerhalb des Bereichs der Femmeldenetze und der in 
ihnen verwendeten Technik hegen. 


2. Militärische und Sicherheitsaspekte 

2.1 In welchem Stadium des Ausbaus befindet sich DISPOL (Digi- 

talisiertes breitbandiges Sondemetz der Polizei), und in wel- 
cher Weise ist dieses Netz mit dem bestehenden Daten- bzw. 
dem Fernsprechnetz oder Breitbandkabelnetz (TV) verbun- 
den, welche Planungen bestehen hinsichtlich solcher Verbin- 
dungen für die Zukunft in Zusammenhang mit dem Ausbau 
von Btx und dem ISDN? 


Das „Digitale Sondemetz der Polizei" (DISPOL) befindet sich im 
Stadium der Planung und wird die polizeiliche Text- und Daten- 
kommunikation in einem Datenübertragungsnetzwerk mit ein- 
heitlichen Nachrichtensteuerungs- und Datenübermittlungsver- 
fahren zusammenführen. Wie derzeitige Polizeinetze für unter- 
schiedliche Aufgaben, wird auch DISPOL öffentliche Datenüber- 
tragungsnetze der Deutschen Bundespost (somit auch ISDN) nut- 
zen. Eine konkrete Planung zur polizeilichen Nutzung des Büd- 
schirmtextdienstes hegt nicht vor. 


2.2 In welchem Umfang und auf welche Weise ist das Sondemetz 

der US-Army in der Bundesrepublik Deutschland mit den 
gegenwärtigen Netzen verbunden, und welche Planungen 
bestehen hinsichtlich einer Integration von zivilen 
Femmeldenetzen mit militärischen Netzen, wie z.B. dem 
geplanten di0talen Sondemetz der Luftwaffe der Bundes- 
wehr? 
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Das European Telephone System (FTS), das Sondemetz der US- 
Army, wird in der Bundesrepublik Deutschland vollständig im 
Rahmen des öffentlichen Telefonnetzes der Deutschen Bundes- 
post betrieben, und zwar über tmppeneigene und von der DBP 
gemietete Übertragungswege. Zusätzlich liegen auf den ETS- 
Vermittlungen Telefonhauptanschlüsse, über die Verbindungen 
zwischen dem ETS und dem öffentlichen Telefonnetz der DBP 
ermöglicht werden. 

Verbindungen zwischen dem ETS und Femmeldenetzen der 
Bundeswehr bestehen nicht. 

Planungen hinsichtlich einer Integration von zivilen mit militäri- 
schen Femmeldenetzen bestehen nicht. 

Das geplante digitale Sondemetz der Luftwaffe der Bundeswehr 
erhält keine Verbindungen zu den öffentlichen Femmeldenetzen 
der DBP. 


Druck: Therme Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon {02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



